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Verortung der Eingliederungshilfe für Kinder und 
Jugendliche mit Behinderungen
Beschluss des Ausschusses für Jugend, Soziales und Gesundheit am 04.11.2009
1. Der Ausschuss unterstützt grundsätzlich die bislang von den kommunalen Spitzenverbänden auf Bundesebene verfolgte Linie, statt einer umfassenden Verortung der Eingliederungshilfe für Kinder, Jugendliche und junge Volljährige mit Behinderungen im SGB VIII eher eine Rückverlagerung dieser Hilfeart in die Sozialhilfe nach dem SGB XII vorzunehmen, um 

· die eingliederungshilfebezogenen Kompetenzen für alle Menschen mit seelischen, geistigen und körperlichen Behinderungen in einem System zu bündeln, 

· einen Wechsel des tangierten Personenkreises vom SGB VIII- ins SGB XII-System im Erwachsenenalter entbehrlich zu machen und

· die kaum eingrenzbaren Risiken einer sog. großen Lösung angesichts der dann notwendigen personellen wie organisatorischen umbruchartigen Veränderungen vor allem in der Kinder- und Jugendhilfe zu vermeiden. 
2. Der Ausschuss unterstützt auch vor diesem Hintergrund eine fachliche Erörterung der möglichen finanziellen, personellen und strukturellen Verschiebungen alternativer Lösungen zum jetzigen § 35 a SGB VIII, um in diesem Rahmen Möglichkeiten der Beseitigung bestehender träger– und maßnahmenbezogener Abgrenzungsprobleme zwischen der Kinder- und Jugendhilfe einerseits und der Sozialhilfe andererseits sowie an der Schnittstelle zum SGB V auszuloten. 

Begründung:

1. In der Fachöffentlichkeit wird seit vielen Jahren diskutiert, ob die Kinder- und Jugendhilfe oder die Sozialhilfe für junge behinderte Menschen zuständig sein sollte. Mit der Verabschiedung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes und der Einreihung in die Sozialgesetzbücher als 8. Buch im Jahr 1990 wurden die Rechtsgrundlagen der Kinder- und Jugendhilfe neu geordnet. Zugleich erhielt die Jugendhilfe damit die Zuständigkeit für seelisch behinderte und von einer solchen Behinderung bedrohte Kinder und Jugendliche. Durch die Beibehaltung des im Sozialhilferecht entwickelten Begriffs „Eingliederungshilfe“ sollte zum Ausdruck kommen, dass der Gesetzgeber das Maßnahmenspektrum, wie es dort bisher geregelt war, in das Leistungssystem der Jugendhilfe „transplantieren“ wollte. Von dieser Regelung unberührt blieben Hilfen für körperlich oder geistig behinderte oder von einer Behinderung bedrohte junge Menschen. Für diese Leistungen ist nach §10 Abs.4 SGB VIII die Sozialhilfe zuständig.
Bei weiteren Gesetzesänderungen des SGB VIII im Jahr 1993 wurde die Eingliederungshilfe von der Hilfe zur Erziehung abgekoppelt und ein eigenständiger Leistungstatbestand geschaffen. Diese und weitere Überarbeitungen des §35a SGB VIII - etwa im Zusammenhang mit der Verabschiedung des SGB IX - konnten aber nicht verhindern, dass die Anwendung dieser Norm in der Praxis nach wie vor zu erheblichen Schwierigkeiten führt.

2. In vielen Fällen - etwa bei Mehrfachbehinderungen, aber auch bei zahlreichen Krankheitsbildern - ist eine Abgrenzung von seelischer und geistiger Behinderung sowie eine daraus resultierende eindeutige Zuordnung der jungen behinderten Menschen zu einem Leistungssystem nur sehr eingeschränkt möglich. Dies wiederum kann in der Gewährung von Hilfe für die Betroffenen Nachteile zur Folge haben.
Diese Definitions- und Abgrenzungsproblematik greift der 13. Kinder - und Jugendbericht auf und stellt hierbei insbesondere die Schnittstellen zwischen den drei Systemen Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitswesen und Behindertenhilfe in den Mittelpunkt der Betrachtung. Damit wird die Diskussion, die Eingliederungshilfe einheitlich für alle jungen Menschen zu normieren, neu belebt. Voraussichtlich wird sich zudem die Konferenz der Arbeits- und Sozialminister bereits im Herbst 2009 mit der Eingliederungshilfe allgemein wie auch speziell mit §35a SGB VIII befassen. 

Seit vielen Jahren wird die so genannte große Lösung diskutiert. Sie hat Anhänger vor allem im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Kritisiert wird unter anderem, dass die strikte Abgrenzung zwischen Jugend- und Sozialhilfe kaum Spielraum lasse, auf den individuellen Hilfebedarf der Betroffenen einzugehen. 

3. Deshalb solle die Jugendhilfe allein zuständig sein für alle pädagogisch-therapeutischen Leistungen an junge Menschen - unabhängig von der Ursache und Art ihrer Behinderung. Die Unterscheidung nach Behinderung und Erziehungsschwierigkeiten wäre dann für die Hilfegewährung unerheblich, da es für Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung denselben Ansprechpartner gäbe. 
Eine entsprechende Zusammenführung wurde bereits im 10. und 11. Kinder- und Jugendbericht gefordert. Aktuell weist der 13. Kinder- und Jugendbericht unter Bezugnahme auf die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung und §24 der UN-Kinderrechtskonvention darauf hin, dass die Bundesregierung den „inklusiven“ Ansatz der Berichtskommission nachdrücklich unterstützt. Alle Maßnahmen müssten an einer Inklusionsperspektive ausgerichtet sein, die keine Aussonderung akzeptiere. 

Tendenziell wird wohl die Alleinzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe favorisiert, an einer eindeutigen Positionierung fehlt es allerdings. So folgt nach der Problembeschreibung eine Aussage, dass die Bundesregierung sich in der Reaktion auf den Bericht dafür ausspricht, die Konzentration der Zuständigkeit bei der Kinder- und Jugendhilfe intensiv zu prüfen.

4. Demgegenüber haben die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände sowie der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge die entgegen gesetzte Zielrichtung vertreten. Die kommunalen Spitzenverbände haben sich beispielsweise in ihrer Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zu einem „Gesetz zum qualitätsorientierten und bedarfsgerechten Ausbau der Tagesbetreuung und zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe“  im September 2004 für eine Streichung des §35a SGB VIII und eine Rückübertragung der Eingliederungshilfe für seelisch behinderte junge Menschen ausgesprochen. 
Begründet wurde dies mit enormen Kostensteigerungen und erheblichen Vollzugsproblemen oder Reibungsverlusten zulasten der Betroffenen. Um den Systembruch zu beenden und die Gleichbehandlung aller jungen Menschen mit Behinderungen zu gewährleisten, sollten die Leistungen - unabhängig von der Behinderungsart - in der Sozialhilfe zusammengeführt werden. 

Im Vordergrund aller gesetzlichen Maßnahmen müssen die behinderten jungen Menschen stehen. Unterschiedliche gesetzliche Zuständigkeiten für die Hilfegewährung dürfen sich nicht negativ für die Betroffenen auswirken. Führt die Aufspaltung der Zuständigkeiten in der Praxis - und hierfür gibt es zahlreiche Belege - dagegen zu Reibungsverlusten und Erschwernissen, die unterhalb der gesetzlichen Schwelle nicht befriedigend beseitigt werden können, besteht eine gesetzgeberische Verpflichtung, praxisnahe Lösungen aufzuzeigen und entsprechend zu normieren. 

5. Diese Antworten bleibt der 13. Kinder- und Jugendbericht allerdings schuldig, wobei dies wohl auch mit der Komplexität der Sach- und Rechtslage und den zu erwartenden weitreichenden Folgen etwaiger Lösungsansätze erklärt werden kann. So wird zwar explizit darauf hingewiesen, dass der Bericht sich erstmals schwerpunktmäßig mit der Schnittstellenproblematik zwischen Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitswesen und Behindertenhilfe befasse. Zugleich wird aber ausgeführt, es fehlten konkrete und innovative Empfehlungen, um das Bekenntnis aller Akteure zu mehr Kooperation in praktisches Handeln überführen zu können. Die Bundesregierung bedauere, dass die Kommission in diesem wichtigen Punkt an Grenzen gestoßen sei.
Im Folgenden spricht der 13. Kinder- und Jugendbericht dann sowohl die Streichung des § 35 a SGB VIII als auch die „große“ Lösung an. Hierbei wird eine Alleinzuständigkeit der Sozialhilfe trotz des Überwindens von Abgrenzungsschwierigkeiten nicht als Option angesehen. Denn hierdurch stünde das Paradigma der Behinderung und nicht die spezifische Bedarfslage der Entwicklungsstufe „Kindheit und Jugend“ im Vordergrund. 

Dagegen wird die Verlagerung der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche mit körperlicher und geistiger Behinderung in die Kinder- und Jugendhilfe als Lösungsoption betrachtet. Zugleich wird betont, dass damit noch immense Herausforderungen - insbesondere für die Kommunen als örtliche Träger der Kinder- und Jugendhilfe - verbunden seien. So müssten die damit verknüpften finanziellen, personellen und strukturellen Fragen beantwortet werden.

6. Allein die Dauer der Fachdiskussion über eine einheitliche Zuordnung der Eingliederungshilfe für Kinder und Jugendliche dürfte ein Beleg dafür sein, dass die Realisierung einer „großen“ Lösung umfangreiche Vorüberlegungen erfordert. Einen Ansatz konnte - was seitens der Bundesregierung bedauert wurde - der 13. Kinder- und Jugendbericht nicht geben. Zu beachten ist aber, dass fachlich gut gemeinte Bündelung von Zuständigkeiten nicht zwingend zur Leistungsverbesserung für die Betroffenen führen. 
Sollten beispielsweise in Nordrhein-Westfalen alle 182 Jugendämter die Alleinzuständigkeit für die Eingliederungshilfe für Kinder- und Jugendliche erhalten, müsste das auf der Ebene der zwei Landschaftsverbände eingesetzte Fachpersonal auf 182 Jugendämter verteilt werden. Dies würde - wenn nicht eine immense Personalaufstockung erfolgte - zulasten der Fachlichkeit gehen. Parallel hierzu wären weit reichende organisatorische, finanzielle sowie beamten- und arbeitsrechtliche Fragen zu klären.

Vor diesem Hintergrund sollte die Streichung des § 35 a SGB VIII als Lösung nicht einfach beiseite geschoben werden. Dies gilt umso mehr, als in diesem Fall der Wechsel der betroffenen Personen im Erwachsenenalter in die dann zuständige Sozialhilfe - sollten die Hilfen insgesamt im SGB VIII für Kinder und Jugendliche verankert sein - entfallen würde. Bereits jetzt tritt dieser Umstand bei den Hilfebedürftigen nach § 35 a SGB VIII ein.

7. Als Fazit bleibt festzuhalten: Die im 13. Kinder- und Jugendbericht dokumentierte Favorisierung der Alleinzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe für behinderte junge Menschen ist angesichts der zahlreichen offenen Fragen von erheblichem Gewicht verfrüht. Zudem resultiert aus dem Umstand, dass für eine behinderte Person mehrere Leistungsträger zuständig sind, nicht unmittelbar eine schlechtere Leistungsgewährung. Entscheidend ist die Kooperationsbereitschaft der Leistungsträger, die - soweit nicht schon gesetzlich festgelegt - notfalls durch den Gesetzgeber normiert werden müsste. So wurden mit der Verabschiedung des SGB IX bereits Lösungen aufgezeigt - etwa durch die Vorschrift des §14 SGB IX. Mit diesen werden Nachteile für Leistungsberechtigte, die sich durch das gegliederte System der Sozialleistungsträger ergeben können, beseitigt. Zunächst sollte deshalb versucht werden, die Abgrenzungsprobleme auf diesem Wege zu beheben.
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